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Forschungs- und wissensintensive Branchen (z.B. 
Chemie- und Pharmaindustrie, Medizintechnik, 

Fahrzeugbau, EDV-Dienstleistungen) verfügen oft über 
sehr große Potenziale zur Entwicklung neuer oder ver-
besserter Prozesse, Produkte und Dienstleistungen. Sie 
sind in Deutschland für rund 50% der gesamten Wert-
schöpfung und knapp unter 40% der Beschäftigung 
verantwortlich. Als externe Innovationsimpulsgeber 
induzieren sie viele Produkt- und Prozessinnovationen 
in vor- und nachgelagerten Wirtschaftssektoren. Sie 
bieten einem rohstoffarmen Standort wie Deutschland 
daher enorme Innovations-, Wachstums- und Beschäf-
tigungspotenziale.1

F&E-intensive Wirtschaftssektoren werden oft hin-
sichtlich ihrer F&E-Intensität (Anteil der F&E-Aufwen-
dungen am Umsatz) in hochwertige und Spitzentech-
nologie unterteilt: Hochwertige Technologien (z.B. 
Fahrzeugbau) weisen eine F&E-Intensität zwischen 3,5 
und 8,5% und Spitzentechnologien (z.B. Pharmabran-
che) eine Intensität von über 8,5% auf. Wissensinten-
sive Branchen zeichnen sich durch einen überdurch-
schnittlich hohen Anteil an Hochschulabsolventen, 
Natur- und Ingenieurwissenschaftlern und/oder der 
Beschäftigten mit F&E- und Konstruktionstätigkeiten 
aus. Zu beachten ist dabei, dass neben F&E-basierten 
auch andere Innovationsstrategien (z.B. Serviceinno-
vationen, technische/organisatorische Prozessinno-
vationen) zur Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
beitragen. Auch lassen sich in Niedrigtechnologie-Sek-
toren (z.B. Ernährungsgewerbe, Papier, Textil, Metall, 
Kunststoffwaren) zwischen 20 und 45% der Betriebe 
identifi zieren, die hinsichtlich ihrer F&E-Intensität der 
Hochtechnologie zuzurechnen wären.2

Methodisches Vorgehen

In den letzten Jahren haben sich Forschung und 
Entwicklung (F&E) und Produktion immer mehr glo-
balisiert. Etablierte Standorte in den USA, Japan und 
Europa und deren Innovationsakteure stehen nicht 
nur in einem immer härteren Wettbewerb untereinan-
der, sondern sehen sich mit zunehmender Konkurrenz 
aus aufstrebenden Ländern (z.B. aus Osteuropa und 
Asien) konfrontiert. Die oft sehr verengenden Diskus-
sionen um den Wirtschaftsstandort Deutschland, die 
sich zum Teil nur auf die (Lohn-)Kostenseite konzen-
trieren, sind wenig hilfreich, denn Ursache-Wirkungs-
Beziehungen zwischen einzelnen Einfl ussgrößen 
und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit eines 
Unternehmens sind sehr vielschichtig. Zur Bewer-
tung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit wurde 
daher ein „Drei-Säulen-Konzept“ entwickelt, das ge-
samtwirtschaftliche Standortfaktoren, branchen- bzw. 
sektorspezifi sche Standortfaktoren und betriebliche 
Leistungsfaktoren in einem ausgewogenen Verhältnis 
enthält (vgl. Übersicht 1). 
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Einige wichtige Indikatoren deuten darauf hin, dass der Innovationsstandort 
Deutschland im Bereich der forschungs- und wissensintensiven Branchen seine derzeitige 

technologische Wettbewerbsposition im Vergleich zu wichtigen Konkurrenzländern 
nicht dauerhaft halten kann. Welche Schwächen sind entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette erkennbar? Welche Maßnahmen zum Gegensteuern

 sollten ergriffen werden?
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1 Die empirischen Ergebnisse in diesem Übersichtsbeitrag basieren 
vollständig auf der Studie „Forschungs- und wissensintensive Bran-
chen: Optionen zur Stärkung ihrer internationalen Wettbewerbsfähig-
keit“, die im Auftrag des Deutschen Bundestages durchgeführt wurde; 
vgl. M. N u s s e r, S. W y d r a , J. H a r t i g , S. G a i s s e r : Forschungs- 
und wissensintensive Branchen: Optionen zur Stärkung ihrer interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit, TAB-Arbeitsbericht 116, Berlin 2007. 
Die empirischen Ergebnisse basieren auf ISI-Primärerhebungen sowie 
auf einer Auswertung der Sekundärliteratur. Dadurch unterscheiden 
sich die Indikatorenwerte hinsichtlich ihrer Aktualität, da es im fi nanzi-
ellen Rahmen des Projektes nicht möglich war, alle Indikatorenreihen 
zu aktualisieren. Die Kernaussagen, vor allem hinsichtlich der Schwä-
chen, verändern sich dadurch nicht. Etliche Schwächen haben sich 
sogar weiter verschärft (z.B. Fachkräftemangel). Bei einigen Indika-
toren war eine Aktualisierung zudem nicht möglich, da neuere Daten 
nicht kompatibel zu älteren Werten sind (z.B. aufgrund einer veränder-
ten Abgrenzung). Die Gesamtstudie ist als Download verfügbar unter 
http://publica.fraunhofer.de/documents/N-67169.html.

2 Berechnungen des Fraunhofer ISI (Datenbasis: Fraunhofer ISI-Erhe-
bung „Modernisierung der Produktion“), Karlsruhe 2008.
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Aktuelle technologische Leistungsfähigkeit 
Deutschlands

Patent- und Exportzahlen sind wichtige Indikatoren, 
die Hinweise auf die technologische Leistungsfähigkeit 
von Ländern geben. Sie zeichnen derzeit für Deutsch-
land ein positives Bild. Die Entwicklung der Patente 
deutet auf eine hohe Dynamik bei der „Produktion von 
technologischem Wissen“ hin.3 Zwischen 1991 und 
2003 hat sich in Deutschland bei den hochwertigen 
und Spitzentechnologie-Patenten die Patent-Intensi-
tät (hier: Triade-Patente pro 1 Mio. Erwerbstätige) von 
155 auf 361 mehr als verdoppelt; lediglich Kanada, 
Schweden und Finnland hatten eine höhere Dynamik. 
Auch beim absoluten Niveau nahm Deutschland 2003 
international eine Spitzenposition ein (Deutschland: 
361, USA: 155, Japan: 206, EU15: 181); lediglich die 
Schweiz und Finnland weisen höhere Patent-Intensi-
täten auf. Komparative Vorteile Deutschlands liegen 
im Bereich hochwertige Technologien (insbesondere 
Fahrzeugbau, Maschinenbau, klassische Elektrotech-
nik, Chemie sowie hochwertige Instrumente).

3 Vgl. zu nachfolgenden Patentwerten R. F r i e t s c h : Patente in Eu-
ropa und der Triade – Strukturen und deren Veränderungen, Studien 
zum deutschen Innovationssystem, Nr. 12, Bonn/Berlin 2006.

Auch bei den weniger forschungsintensiven Bran-
chen entwickelte sich die Patent-Intensität in Deutsch-
land zwischen 1991 und 2003 mit ca. +70% positiv; 
2003 hatte lediglich die Schweiz mit 353 eine höhere 
Patent-Intensität als Deutschland (260).

Deutschland ist stark mit der Weltwirtschaft ver-
fl ochten (2004 hatte es einen Anteil von 10% am 
Weltexport und 7,6% am Weltimport).4 Exportzahlen, 
die eine hohe technologische Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands zeigen, sind positiv zu bewerten. Die 
größten Anteile am Welthandel mit forschungsintensi-
ven Waren haben die USA und Deutschland (2002 z.B. 
345 Mrd. Euro), gefolgt von Japan und Großbritannien. 
Deutschland lag 2002 mit einer Export-Importquote 
von 1,5 bei forschungsintensiven Waren hinter Japan 
(2,5) an zweiter Stelle und ist damit Nettoexporteur. 
Allerdings ist ein starker Anstieg der Vorleistungsim-
porte, besonders bei forschungsintensiven Branchen, 

4 Die nachfolgenden Export-Importzahlen basieren auf D. S c h u -
m a c h e r : Marktergebnisse bei forschungsintensiven Waren und 
wissensintensiven Dienstleistungen: Außenhandel, Produktion und 
Beschäftigung, Studien zum deutschen Innovationssystem, Nr. 15, 
Bonn/Berlin 2005; Statistisches Bundesamt: Konjunkturmotor Export, 
Wiesbaden 2006; M. K. We l g e , D. H o l t b r ü g g e  (Hrsg.): Interna-
tionales Management. Themen, Funktionen, Fallstudien, 4. Aufl age, 
Stuttgart 2006; Berechnungen des Fraunhofer ISI auf Basis der Da-
tenbanken des Statistischen Bundesamtes.

Übersicht 1
„Drei-Säulen-Konzept“ zur Bewertung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit

* „Weiterentwickelte“ sektorspezifi sche Faktoren: unter anderem Verfügbarkeit Personal (z.B. Ingenieure, Naturwissenschaftler), (technologi-
sches) Wissen, (Risiko-)Kapital.

Q u e l l e : M. N u s s e r : Wirtschaftliche Bedeutung und Wettbewerbsfähigkeit forschungs- und wissensintensiver Branchen, TAB-Brief 30 (2006), 
S. 65-67.
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zu erkennen. Zum Beispiel stieg der Anteil der auslän-
dischen Wertschöpfung an deutschen Warenausfuh-
ren von knapp 31% (1995) über 40% (2000) auf ca. 
42% (2005) stark an. Allerdings ist der Anteil der durch 
den Export induzierten inländischen Bruttowertschöp-
fung am deutschen Bruttoinlandsprodukt von ca. 16% 
(1995) auf knapp über 23% (2005) gestiegen. Der 
Anstieg der Exporte hat somit den sinkenden inländi-
schen Wertschöpfungsanteil überkompensiert.

Bei den wissensintensiven Dienstleistungsbranchen 
stieg zwischen 1994 und 2002 zwar die Exportquote 
von 6,4 auf 9,8% an, Deutschland ist jedoch weiterhin 
Nettoimporteur.5 Somit ist die deutsche Wettbewerbs-
position bei wissensintensiven Dienstleistungen deut-
lich ungünstiger als bei forschungsintensiven Waren.

Schwächen am Innovationsstandort Deutschland

Die Untersuchungen zeigen jedoch auch Schwä-
chen entlang der gesamten Wertschöpfungskette, 

5 Vgl. H. L e g l e r, O. K r a w c z y k : Bilanz der forschungs- und wis-
sensintensiven Wirtschaftszweige Deutschlands: Außenhandel, 
Spezialisierung, Beschäftigung und Qualifi kationserfordernisse, Stu-
dien zum deutschen Innovationssystem, Nr. 03, Bonn/Berlin 2006; 
T. S t a h l e c k e r, M. K u l i c k e , B. J u n g : Die Internationalisierung 
von Dienstleistungen – Eine Analyse der aktuellen Entwicklungen in 
Deutschland und wichtiger Wettbewerber, Stuttgart 2006.

die darauf hindeuten, dass der Innovationsstandort 
Deutschland im Bereich der forschungs- und wis-
sensintensiven Branchen seine derzeitige technologi-
sche Wettbewerbsposition im Vergleich zu wichtigen 
Konkurrenzländern dauerhaft nicht wird halten kön-
nen, wenn nicht Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 
In der Übersicht 2 werden die Schwächen zusammen-
fassend dargestellt.

Wissensbasis ist gefährdet

Existierende Wettbewerbsvorteile hinsichtlich der 
Wissensbasis drohen langfristig zu erodieren. Im Ver-
gleich zu wichtigen Konkurrenzländern (unter ande-
rem in Nordamerika, Nordeuropa und Asien) verliert 
Deutschland bei wichtigen F&E-Indikatoren6 an Bo-
den:

Deutschland ist, gemessen am F&E-Anteil am Brut-• 
toinlandsprodukt, von Rang 3 (1991) auf Rang 9 
(2004/2005) abgerutscht. Der staatliche F&E-Finan-
zierungsanteil an den industriellen F&E-Ausgaben 
der Wirtschaft wurde von ca. 14% in den 1970er 

6 Hier werden F&E-Indikatoren als näherungsweise Maßzahlen für 
den gesamten Bereich der forschungs- und wissensintensiven Unter-
nehmen genutzt.

Übersicht 2
Schwächen am Innovationsstandort Deutschland 

Q u e l l e : Eigene Darstellung.
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Jahren auf ca. 4% (2003) zurückgefahren.7 Die in-
vestiven Komponenten am F&E-Budget forschender 
Unternehmen (Indikator der Standortbindung) san-
ken von 11% (1989) auf 8% (2003).8

Beim F&E-Personal musste Deutschland zwischen • 
1991 und 2003 einen Abbau von 7% verzeichnen 
(im Vergleich zu einem Zuwachs von 35% zwischen 
1979 und 1991), während sich wichtige Konkurrenz-
länder seit 1991 beim F&E-Personal positiv entwi-
ckelten (z.B. USA: +37%, EU-Durchschnitt: +29%).9

Der Bestand an jungen Technologieunternehmen • 
nahm nach 2002 in allen forschungs- und wissensin-
tensiven Wirtschaftsbranchen in Deutschland ab.10

Der Umsatzanteil neuer Produkte sank von 31% • 
(1987) auf 27,5% (2004).11

Die aktuelle Hightech-Strategie der Bundesregie-
rung und die wieder zunehmenden industriellen F&E-
Ausgaben in einigen Branchen in den letzten Jahren 
zeigen in die richtige Richtung. Ob dies ausreicht, 
hängt von der F&E-Dynamik wichtiger Konkurrenzlän-
der ab: China z.B. verfünffachte die realen F&E-Aus-
gaben zwischen 1995 und 2004 (+20% p.a.) und lag 
hinter den USA und Japan 2004 bereits weltweit an 
dritter Stelle.12

Engpässe beim qualifi zierten Personal

In einigen forschungs- und wissensintensiven Bran-
chen (z.B. Pharmaindustrie) wird die Verfügbarkeit 
qualifi zierter Arbeitskräfte derzeit noch als Stand-
ortvorteil gesehen. Allerdings haben auch viele for-
schungsintensive Industriebranchen, in denen ingeni-
eurwissenschaftliches Know-how eine besondere Rol-
le spielt, bereits große Rekrutierungsschwierigkeiten: 
Im Fahrzeugbau und der Instrumententechnik (Medi-

7 Vgl. zu den F&E-Indikatoren die jährlichen Berichte des BMBF (Bun-
desministerium für Bildung und Forschung) zur technologischen Leis-
tungsfähigkeit Deutschlands zwischen 2000 und 2006, Bonn/Berlin 
2000-2006.

8 Vgl. H. L e g l e r, C. G re n z m a n n , R. M a rq u a rd t : Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten der deutschen Wirtschaft im vergange-
nen Vierteljahrhundert, Studien zum deutschen Innovationssystem, 
Nr. 02, Bonn/Berlin 2006.

9 Vgl. M. N u s s e r, S. W y d r a , J. H a r t i g , S. G a i s s e r, a.a.O., (Be-
rechnungen des Fraunhofer ISI; Datenbasis: Stifterverband Wissen-
schaftsstatistik: F&E Datenreport 2005/06, 2003/04 und 1993/94, For-
schung und Entwicklung in der Wirtschaft, Essen 1995, 2004, 2006).

10 Vgl. C .  R a m m e r, I. W i e s k o t t e n : Innovationsverhalten der Un-
ternehmen, Deutschland 2004. Aktuelle Entwicklung, Auswirkung von 
Hemmnissen und Bedarf an Hoch qualifi zierten, Mannheim 2006.

11 Vgl. Stifterverband Wissenschaftsstatistik: F&E Datenreport 
2003/04, Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft, Essen 2004.

12 Vgl. OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung): OECD Science, Technology and Industry Outlook, Paris 
2006.

zin-, Mess-, Steuer-, Regeltechnik, Optik) lag z.B. der 
nicht gedeckte Bedarf an Akademikern zwischen 2001 
und 2003 bereits bei über 20%, im Maschinenbau 
und der Elektroindustrie zwischen 15 und 20%.13 Im 
Zuge des Wirtschaftswachstums haben sich die Eng-
pässe bis 2007 verschärft, besonders für kleine und 
mittelständische Unternehmen (KMU). Zudem wird 
oft eine zu geringe Passfähigkeit zwischen benötigter 
und angebotener Qualifi kation konstatiert. Vor allem 
Interdisziplinarität und Internationalisierung, die in der 
Wissenschaft und Wirtschaft an Bedeutung hinzuge-
winnen, sind trotz positiver Entwicklungen noch unzu-
reichend in den Bildungsinstitutionen verankert (z.B. 
interkulturelles Management-Know-how, Verbindung 
von Chemie und Biotechnologie).14 

Die Engpässe, vor allem bei Naturwissenschaftlern 
und Ingenieuren, werden sich zukünftig (vor allem in 
Wachstumsphasen) weiter verschärfen, da die stei-
gende Arbeitsnachfrage aus Industrie und Wissen-
schaft (z.B. hat sich seit 1975 die Erwerbstätigenzahl 
mit Fach-/Hochschulabschluss etwa verdreifacht) vo-
raussichtlich das Angebot übersteigen wird (z.B. auf-
grund stark sinkender Zahlen der Studienabsolventen 
zwischen 1996 und 2001 oder hohen „Verrentungs-
zahlen“ älterer Naturwissenschaftler und Ingenieure 
bis 2015).15 Bis 2020 könnten dem Innovationsstand-
ort Deutschland hunderttausende Fach kräfte fehlen, 
sowohl in der F&E, als auch in der Produktion oder 
im Vertrieb. Innovations-, Wachstums- und Beschäfti-
gungspotenziale bleiben dann ungenutzt.

Zukünftige Personalengpässe könnten gemildert 
werden, wenn die Integration hoch qualifi zierter Frau-
en und ausländischer Arbeitskräfte, älterer Arbeitskräf-
te, Jugendlicher aus sozial schwachen Verhältnissen 
sowie die Ausschöpfung der Potenziale aus Weiterbil-

13 Vgl. Fakten zum Fachkräftemangel unter anderem DIHK (Deutscher 
Industrie- und Handelskammertag): Ruhe vor dem Sturm, Arbeitskräf-
temangel in der Wirtschaft, Ergebnisse einer DIHK-Unternehmensbe-
fragung Herbst 2005, Berlin 2005; C. H e i n e , J. E g e l n , C. K e r s t , E. 
M ü l l e r,  S. P a r k : Bestimmungsgründe für die Wahl von ingenieur- 
und naturwissenschaftlichen Studiengängen, Studien zum deutschen 
Innovationssystem, Nr. 4, Bonn/Berlin 2006; C. R a m m e r, I. W i e s -
k o t t e n , a.a.O.

14 Vgl. unter anderem M. N u s s e r, S. W y d r a , J. H a r t i g , S. G a i s -
s e r, a.a.O.

15 Vgl. zum zukünftigen Fachkräftemangel unter anderem R. 
F r i e t s c h : Qualifi kationsstrukturen im Spiegel der technologischen 
Leistungsfähigkeit, Studien zum deutschen Innovationssystem, Nr. 
15, Bonn/Berlin 2006; R. F r i e t s c h : Intensivierung von Bildungsab-
schlüssen zwischen 1970 und 2000, Studien zum deutschen Innovati-
onssystem, Nr. 5, Bonn/Berlin 2004; J. F u c h s , P. S c h n u r, G. Z i k a : 
Arbeitsmarktbilanz 2020, Besserung langfristig möglich, IAB-Kurzbe-
richt Nr. 24, Nürnberg 2005; KMK (Kultusministerkonferenz): Prognose 
der Studienanfänger, Studierenden und Hochschulabsolventen bis 
2020, Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz, 
Dokumentation Nr. 176 (zudem Band 168); K. Tro l t s c h : Struktu-
ren und Entwicklungen der dualen Ausbildung in Technikberufen und 
Trends im Fachkräfteangebot bis 2015, Bonn 2004.
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dung besser als bislang gelingen würde. Viele Potenzi-
ale bleiben aber ungenutzt:

In Deutschland sind rund 50% der Studienanfänger • 
und Studienabsolventen Frauen. Mit fortschreiten-
der berufl icher Entwicklung werden diese Potenziale 
aber nicht ausgeschöpft. Im deutschen Hochschul-
sektor ist 2001 der Forscherinnenanteil mit knapp 
21% bescheiden (z.B. im Vergleich zu Finnland mit 
37%), ebenso wie im deutschen Staatssektor (ca. 
22% im Vergleich zu über 35% in anderen europä-
ischen Ländern). Gleiches gilt beim Frauenanteil mit 
Lehrbefugnis an Hochschulen (Deutschland: 9%, 
Finnland: 36%, EU-15: 26%) oder beim Frauenan-
teil am F&E-Personal in der Wirtschaft (Deutschland 
10%, skandinavische Länder: 18-23%).16

Mit einer Erwerbsquote der 55- bis 64-Jährigen von • 
knapp unter 40% (2004) liegt Deutschland im inter-
nationalen Vergleich zurück. Skandinavische Länder 
ebenso wie die Schweiz, Japan und die USA wei-
sen Werte zwischen 60 und 70% auf.17 Neben hohen 
Kosten für die Rentensysteme bleiben Innovations-
potenziale (z.B. der Erfahrungsschatz Älterer) unaus-
geschöpft, dies vor dem Hintergrund, dass der An-
teil der Erwerbstätigen, die 55 Jahre oder älter sind, 
im Zuge des demografi schen Wandels von ca. 11% 
(2000) auf rund 23% (2025) ansteigen wird.18

Die Chance, den Zugang zu einem Hochschulstu-• 
dium zu erreichen, ist für Kinder der sozialen Her-
kunftsgruppe „hoch“ 2000 um mehr als den Faktor 
7 größer gewesen als für Kinder der sozialen Her-
kunftsgruppe „niedrig“.19

Im Zuge des technologischen Wandels sind Wei-• 
terbildungsaktivitäten zentral. Aber auch hier liegt 

16 Vgl. BMBF (Bundesministerium für Bildung und Forschung): Tech-
nologie und Qualifi kation für neue Märkte, Ergänzender Bericht zur 
technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands 2003–2004, Bonn/
Berlin 2004.

17 Vgl. OECD: OECD Employment Outlook, Paris 2005.

18 Vgl. A. B ö r s c h - S u p a n : Gesamtwirtschaftliche Folgen des de-
mografi schen Wandels, Mannheim Research Institute for the Econo-
mics of Aging (MEA): Diskussionspapier Nr. 051, Mannheim 2004.

19 Der Herkunftsgruppe „hoch“ werden Kinder zugeordnet, wenn 
der Vater oder die Mutter einen Hochschulabschluss besitzt und als 
Selbstständige(r)/Freiberufl er(in) (mittleres oder größeres Unterneh-
men), im höheren öffentlichen Dienst oder als Angestellter in geho-
bener Position arbeitet. Die Zuordnung zu niedrig erfolgt, wenn der 
Vater und die Mutter im einfachen oder mittleren öffentlichen Dienst, 
als un-/angelernte(r) Arbeiter(in), Angestellte(r) mit ausführender Tätig-
keit, Facharbeiter(in) oder unselbständige(r) Handwerker(in) tätig ist. 
Vgl. BMBF (Bundesministerium für Bildung und Forschung), a.a.O.; 
W. I s s e r s t e d t , E. M i d d e n d o r f f , S. We b e r, K. S c h n i t z e r, A. 
Wo l t e r : Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in 
der Bundesrepublik Deutschland 2003, 17. Sozialerhebung des Deut-
schen Studentenwerks durch HIS Hochschulinformations-System, 
Berlin 2003.

Deutschland nur im Mittelfeld (Rang 13 von 21 
OECD-Ländern in 2003).20

Nachfrage als Innovationsmotor unterschätzt

Das Konzept der Vorreitermärkte („Lead Markets“) 
weist auf die hohe Bedeutung der Nachfragequalität 
und des Nachfrageniveaus für die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit hin: Viele anspruchsvolle und quali-
tätsbewusste Kunden (Privathaushalte, Staat, Indust-
rie) mit einer hohen Innovationsaufnahmebereitschaft 
und Technikoffenheit (sogenannte „Lead User“) grei-
fen globale Nachfragetrends rasch und früh auf. Über 
enge Lieferanten-Produzenten-Kunden-Beziehungen 
sollten diese „Lead User“ frühzeitig in die F&E-Prozes-
se einbezogen werden, um schnell herauszufi nden, 
wie passfähig Innovationen sind.21

Deutschland besitzt viele solcher „Lead User“ bei 
der industriellen Nachfrage, vor allem in Branchen, in 
denen es um Prozesstechnik für Industriekunden geht 
(z.B. Maschinenbau, Steuer-, Mess-, Regelungs- und 
Umwelttechnik, technische Industriegüter-Kompo-
nenten). Grund hierfür ist die starke Industriebasis 
(z.B. bei hochwertigen Technologien) und die Präfe-
renzen deutscher Industriekunden für leistungsfähige 
und fl exibel einsetzbare Maschinen, Anlagen, Soft-
waresysteme und technische Komponenten, die die 
Kosteneffi zienz erhöhen. Ein wichtiger Auslöser ist 
der Kostendruck in Deutschland (z.B. aufgrund hoher 
Arbeits-, Umweltschutz- und Energiekosten). Da der 
Kostendruck in vielen Ländern zunehmen wird (unter 
anderem wegen steigender Rohstoffpreise, einer ho-
hen Lohndynamik und strengeren Umweltaufl agen in 
Asien und Osteuropa), ergeben sich zukünftig enorme 
Exportpotenziale für kosteneffi ziente Maschinen.

Weniger positiv ist das Bild bei der privaten Nachfra-
ge. Der Anteil Deutschlands an den privaten Konsum-
ausgaben der größten OECD-Länder hat seit Beginn 
der 1990er Jahre abgenommen. Bei der Nachfrage 

20 Vgl. OECD: Education at a Glance, OECD Indicators 2005, Paris 
2005.

21 Zum Vorreitermarkt-Konzept vgl. unter anderem M. B e i s e , T. 
C l e f f : Assessing the Lead Market Potential of Countries for Innova-
tions Projects, in: Journal of International Management, 10 (4), 2004, 
S. 453-477; A. G e r y b a d z e , F. M e y e r- K r a m e r, G. R e g e r : Glo-
bales Management von Forschung und Entwicklung, Stuttgart 1997. 
Zu den nachfolgenden empirischen Ergebnissen zur Nachfrage und 
den Exportpotenzialen vgl. unter anderem M. B e i s e , T. C l e f f , O. 
H e n e r i c , C. R a m m e r : Lead Markt Deutschland – Zur Position 
Deutschlands als führender Absatzmarkt für Innovationen, ZEW Do-
kumentation Nr. 02, Mannheim 2002; Prognos AG: Globalisierungs-
report – Die internationale Vernetzung der deutschen Industrie, Basel 
2007; A. We r w a t z , H. B e l i t z , T. K i r n , J. S c h m i d t - E h m c k e : 
Innovationsindikator Deutschland 2006, DIW Berlin, Politikberatung 
kompakt, Berlin 2006 (Datenbasis: unter anderem OECD STAN, World 
Economic Forum, World Social Survey, Eurobarometer) sowie Berech-
nungen des Fraunhofer ISI auf Basis der Eurostat AMECO Database 
2006.
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nach F&E-intensiven Gütern und wissensintensiven 
Dienstleistungen pro Kopf liegt Deutschland im OECD-
Vergleich im Mittelfeld und beim Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf (Indikator für die Kaufkraft) inzwischen sogar 
im letzten Drittel. Zukünftig könnte daher eine kritische 
Masse an innovationsimpulsgebenden privaten Nach-
fragern fehlen. Zusätzliche Absatzmarktpotenziale lie-
gen vielmehr im Osten: Exporte nach Osteuropa und 
Asien stiegen zwischen 2001 und 2005 jährlich mit 
8-10%, das durchschnittliche Ausfuhrwachstum lag 
bei knapp über 5% p.a. Der Anteil Asiens an den deut-
schen Exporten wird voraussichtlich von 13% (2005) 
auf etwa 18% (2015) ansteigen. Neben dem stärkeren 
Wirtschaftswachstum in Asien deutet auch die jünge-
re Bevölkerungsstruktur auf eine zunehmende Nach-
fragebedeutung Asiens hin, da Jüngere in der Regel 
höhere Konsumquoten als Ältere aufweisen. Durch die 
frühzeitige Integration der Kundenbedarfsstrukturen 
dieser asiatischen Länder in die F&E-Prozesse erge-
ben sich zukünftig neue Exportpotenziale.

Bei der Nachfragequalität bewegt sich Deutschland 
im Mittelfeld von 17 betrachteten OECD-Ländern. 
Zwar nimmt Deutschland bei der Anspruchshaltung 
der Kunden mit Rang 3 eine Spitzenposition ein, bei 
den Kategorien „technologisches Niveau lokaler 
Kunden“ sowie der „staatlichen Nachfrage nach fort-
schrittlichen technologischen Produkten“ befi ndet es 
sich im OECD-Vergleich aber nur im Mittelfeld. Auch 
Einstellungen zu Technik, Wissenschaft und Risiko be-
einfl ussen Konsumenten, innovative Produkte zu kau-
fen. Bei der Bereitschaft, Risiken zu tragen, oder bei 
Vorbehalten gegenüber Technik liegt Deutschland im 
OECD-Vergleich entweder im Mittelfeld oder im letzten 
Drittel. Nur bei risikoarmen Technologien, deren Nut-
zen klar erkennbar ist (z.B. in den Bereichen Gesund-
heit und Umwelt), ist das deutsche Nachfrageverhal-
ten positiv zu bewerten.

Innovationsnetzwerke oft zu technologiegetrieben

Innovationen auf Basis neuer Technologien (z.B. 
Bio-, Nano- und IuK-Technologien) erfordern in den 
F&E- und Produktionsprozessen oft eine neue Wis-
sensbasis. Die Zahl der zu beherrschenden Fachdis-
ziplinen und die Anforderungen an interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit steigen. Daher müssen viele innovative 
Unternehmen stärker als bislang auf externes Wissen 
(unter anderem aus Hochschulen, F&E-Instituten, jun-
gen Technologieunternehmen) zurückgreifen. Eine 
effi ziente Vernetzung in leistungsstarken Innovations-
netzwerken ist daher vor allem für forschungs- und 
wissensintensive Unternehmen essenziell für die zu-
künftige Innovationskraft.

Trotz positiver Entwicklungen deutet einiges darauf 
hin, dass es bei den Kooperationen zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft noch Schwächen gibt, beispiels-
weise sind KMU noch unzureichend in Netzwerke 
integriert. Zudem scheinen Cluster und Netzwerke in 
Deutschland strategisch oftmals zu forschungslastig 
(technologiegetrieben) ausgerichtet zu sein und sich 
häufi g zu wenig an nationalen und globalen Kunden-
bedarfsstrukturen, existierenden regionalen Technolo-
gieprofi len oder unternehmerischen Innovationsstra-
tegien zu orientieren.

Handlungsoptionen

Trotz positiver Entwicklungen (z.B. Hightech-Strate-
gie) ist die Verzahnung von Politikmaßnahmen und die 
Koordinierung der Politikressorts auf Bundesebene 
sowie zwischen Bund und Ländern oft unzureichend. 
In der öffentlichen Förderung zeigt sich z.B. immer 
noch eine zum Teil hemmende Fragmentierung, über-
lappende Verantwortlichkeiten und eine fehlende Bün-
delung und Koordination der F&E-Fördertöpfe.

Aufgrund der genannten Schwächen besteht akuter 
Handlungsbedarf für die Akteure aus Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft, Maßnahmen zum Gegensteu-
ern zu ergreifen. Bei der Ableitung der Handlungsop-
tionen ist ein „ganzheitliches systemisches Denken“ 
statt punktueller Maßnahmen erforderlich, das alle re-
levanten angebots- und nachfrageseitigen Erfolgsfak-
toren entlang der gesamten Wertschöpfungskette ad-
äquat berücksichtigt (vgl. Übersicht 1). Im Folgenden 
werden differenziert nach den fünf Handlungsfeldern 
Wissensbasis und Transfer, Bildung und Qualifi kation, 
Nachfrage, Cluster und Netzwerke sowie koordinier-
te Innovationspolitik eine Vielzahl von Ansatzpunkten 
abgeleitet, die die Wettbewerbsfähigkeit forschungs- 
und wissensintensiver Unternehmen am Innovations-
standort Deutschland dauerhaft stärken können.22 
Wichtige Ansatzpunkte sind in Übersicht 3 zusam-
menfassend dargestellt. Zu beachten ist, dass viele 
der im Folgenden beschriebenen Handlungsoptionen 
nicht vollkommen neu sind und zum Teil bzw. verein-
zelt bereits umgesetzt werden, allerdings in der Regel 
nicht in der erforderlichen Breite.

Technologische Wissensbasis 
auf breiter Front stärken 

Bestehende Wettbewerbsvorteile in der Wissensba-
sis scheinen mittelfristig zu erodieren, da Deutschland 
hinsichtlich der F&E-Dynamik an Boden verloren hat. 

22 Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf M. N u s s e r, S. W y -
d r a , J. H a r t i g , S. G a i s s e r, a.a.O., Kapitel IV, Abschnitt 2, 3.1.3, 
3.2.3, 4.3, 5.1.3 und 6.1.3.
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Eine dauerhafte Intensivierung der staatlichen und in-
dustriellen F&E-Dynamik ist daher erforderlich.

Für die staatliche F&E-Förderung bietet sich ein Ins-
trumenten-Mix an, der wie folgt strukturiert sein könn-
te. Ähnlich wie in 70% aller OECD-Länder können bei 
der Förderung in die Breite („Sockel“) verstärkt indirek-
te F&E-Förderinstrumente (z.B. F&E-Zulagen/-Steu-
ervergünstigungen, Forschungsprämien) eingesetzt 
werden, die auf alle F&E-treibenden sowie F&E-ein-
stiegsbereiten Akteure abzielen. Die Förderung sollte 
unabhängig von der technologischen Ausrichtung und 
Branchenzugehörigkeit erfolgen. Wichtige Zielgrup-
pen wären vor allem kleine und mittelständische Un-
ternehmen und wissensintensive Dienstleistungsun-
ternehmen. Um Mitnahmeeffekte und Manipulationen 
zu vermeiden, sollten indirekte Förderinstrumente an 
relativ eindeutige und eng defi nierte F&E-Größen ge-

koppelt werden (z.B. direkte F&E-Personalausgaben 

ohne Gemeinkostenzuschlag).

Die derzeitige direkte Förderung in die Spitze (un-

ter anderem die Fachprogramme des Bundesministe-

riums für Bildung und Forschung zur Förderung von 

Spitzentechnologien) hat sich bewährt. Die breite 

thematische Ausgestaltung in der deutschen For-

schungslandschaft trägt den vorhandenen Kompe-

tenzen Rechnung und sollte fortgeführt werden. Zur 

Optimierung der Forschungsförderung sollten eine 

weitere Stärkung etablierter Verfahren (z.B. Foresight-

Prozesse, Technologie-Roadmaps, wettbewerbliche 

Vergabekriterien), eine stärkere Einbindung der Vertre-

ter aus der angewandten Forschung und Industrie in 

„Peer-Review“-Prozesse, die Etablierung kontinuierli-

cher Evaluationsprozesse mit Erfolgskontrollen sowie 

Wissensbasis und Transfer:

Technologische Wissensbasis
auf breiter Front stärken und
Wissens- und Technologietransfer 
beschleunigen

Indirekte Förderung intensivieren (u.a. Fokus auf KMU/Dienstleister,• 
kein Technologie-/Branchenfokus, eindeutige und eng defi nierte F&E-Größen)

Direkte Förderung in der Breite beibehalten, hierbei stärker Methoden wie z.B. • 
Technologie-Markt-Roadmaps und Evaluationen nutzen

F&E-Ausrichtung (Staat/Industrie) stärker an Bedarfsstrukturen orientieren• 

Transfer qualitativ stärken (u.a. Qualifi zierung, Spezialisierung, stärkere regionale/technologische • 
Vernetzung), Anreize für Personalmobilität

Verfügbarkeit Risikokapital erhöhen (auf wettbewerbliche Auslese achten)• 

Bildung und Qualifi kation:

Bildungsaktivitäten optimieren und 
bedarfsgerecht ausrichten und 
qualifi zierte Arbeits angebotspotenziale 
besser ausschöpfen

Passfähigkeit Qualifi kationsprofi le (u.a. Interdisziplinarität, Know-how bzgl. interkulturellem und • 
Netzwerk-Management) erhöhen (diskursiver Prozess)

Effi zienz und Internationalisierung im Bildungssystem erhöhen (z.B. durch Autonomie und• 
Evaluation durch Externe)

Stärkere Mobilisierung für technische Berufe (z.B. höhere Durchlässigkeit des Bildungssystems, • 
stärkere Verankerung Gender-Thema)

Stärkere Integration von Älteren, qualifi zierten Ausländern und Frauen (u.a. familienfreundlichere • 
Strukturen)

Lebenslanges Lernen in der Breite verinnerlichen (z.B. Unikurse für Ältere)• 

Nachfrage:

Nachfrageseitige Erfolgsfaktoren
für Vorreitermärkte aktivieren

Wichtige Nutzer („Lead User“) stärker und früher integrieren• 

Unsicherheiten für Nutzer reduzieren• 

Bewusstsein für Innovationen erhöhen• 

Nutzungskompetenzen verbessern• 

Cluster und Netzwerke:

Innerhalb von Netz werken Wissen 
schnell in wettbewerbsfähige
Prozesse, Produkte und
Dienstleistungen umwandeln

Politik sollte nur koordinierend und nicht steuernd eingreifen• 

Qualität statt Quantität fördern (z.B. Qualifi zierung Netzwerkmanagement)• 

Kompatibilität staatlicher Förderstrategien zu regionalen Techniklinien, • 
unternehmerischen Innovationsstrategien, (globalen) Bedarfsstrukturen sichern

Technologieorientierte Regionalmarketingkonzepte für innovative Standorte entwickeln und im • 
In- und Ausland sichtbar machen

Stärkere Öffnung nach außen (insbesondere bei reifen Clustern/Netzwerken), um globale Tech-• 
nologie-, Industrie- und Markttrends früh nutzbar zu machen

Politik: 

Chancen einer koordinierten 
Innovationspolitik nutzen

Politikmaßnahmen stärker verzahnen und aufeinander abstimmen• 

Stakeholder früh integrieren bei Festlegung der Ziele, Prioritäten, Strategien• 

Innovationssystem-Perspektive stärken• 

Zielvorgaben für Politikmaßnahmen etablieren• 

Übersicht 3
Handlungsfelder und Handlungsoptionen

Q u e l l e : Eigene Darstellung.
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eine Intensivierung alternativer Förderungen (unter an-
derem Stiftungen) erfolgen. 

Staatlich geförderte angewandte F&E-Prozesse 
sollten stärker an zukünftigen Kundenbedarfsstruk-
turen ausgerichtet werden, ohne den Freiraum für 
kreative neue Ideen zu sehr einzuschränken. Dies 
impliziert, dass z.B. verstärkt Marktpotenzialabschät-
zungen, mögliche Markteintrittshürden sowie darauf 
zugeschnittene Vermarktungsstrategien Bestandtei-
le von „marktnahen“ Förderanträgen sein könnten. 
Um die Passfähigkeit der F&E-Strategien zu erhöhen, 
sollte der Austausch inländischer Unternehmen und 
F&E-Einrichtungen über ihre Innovationsstrategien 
intensiviert werden. Verbund-Förderprojekte mit einer 
Integration von verwertungsstarken Industriepartnern 
haben sich hier bewährt. 

Wissens- und Technologietransfer beschleunigen 

Transferstellen sollten sich zukünftig stärker an ih-
ren Kernkompetenzen ausrichten und sich auf ihre 
Promotor- und Supporter-Funktion fokussieren (unter 
anderem den Aufbau und die Pfl ege von Kontakten, 
die Unterstützung bei Vertragsabschlüssen und bei 
Fragen zu Förderprogrammen, die zielgruppengerech-
te Aufbereitung von PR-Informationen). Im Zuge dieser 
Spezialisierung sollten sich Transferstellen unter regio-
nalen und technologiespezifi schen Gesichtspunkten 
stärker vernetzen (unter anderem durch gemeinsa-
me Durchführung von Kontaktforen, Transferstelle für 
mehrere F&E-Einrichtungen und Universitäten, bun-
desweite Zusammenführung von technologiespezifi -
scher Expertise). Sehr spezialisierte Beratungsleistun-
gen (z.B. zum Patentschutz und zu Technikproblemen) 
sollten spezielle Extra-Einrichtungen gebündelt anbie-
ten. Da die Anforderungen an Transferstellenmitarbei-
ter hinsichtlich Know-how (unter anderem zu Tech-
nologie- und Marktchancen) sowie „Soft Skills“ hoch 
sind, sollten Anreizstrukturen zur Weiterqualifi zierung 
oder Rekrutierung erfahrener Experten etabliert wer-
den (z.B. sollte der Lohn an den Verwertungserfolg 
angekoppelt werden). Auch Evaluationsprozesse zur 
Qualitätssicherung und Stimulierung von Lernprozes-
sen wirken unterstützend.

Hürden beim Personalaustausch, insbesondere 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft (unter anderem 
bei der Mitnahme von Rentenansprüchen), sollten ab-
gebaut und der temporäre Seitenwechsel aktiv geför-
dert werden. In der Industrie z.B. wechseln Erfi nder in-
nerhalb eines Konzerns (zeitweise) mit ihrer Idee in die 
Organisationseinheit, in der die Idee bis zur Serienreife 
weiterentwickelt wird. Gleiches wäre auch denkbar 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft.

Um die Gründungsdynamik zu fördern, ist eine noch 
stärkere Etablierung einer Kultur der Selbständigkeit 
sowie die Kommunikation von „Success Stories“ in 
der breiten Öffentlichkeit hilfreich („Vorbildeffekt er-
folgreicher Gründer“). Existierende Bürokratiehemm-
nisse, vor allem für KMU, sind weiter abzubauen. Bei 
der öffentlichen Förderung sollten neben einem Gut-
achtergremium aus Wissenschaft und Industrie auch 
persönliche Gespräche zwischen Förderadministra-
tion, Gutachtergremium und Gründerteam sowie ein 
Coaching von unerfahrenen Gründern durch erfahre-
ne Experten (zumindest in den Startphasen) etabliert 
werden. Bei der Bereitstellung von staatlichem Risiko-
kapital sind stets ein Mix aus verschiedenen Quellen 
(unter anderem Fremd-, Eigenkapital und Cash Flow) 
und eine degressive Ausgestaltung (abnehmender 
staatlicher Finanzierungsanteil mit zunehmender För-
derdauer) anzustreben, damit sich neu gegründete 
Unternehmen bereits früh am Markt orientieren und 
ein Kostenbewusstsein entwickeln. 

Bildungsaktivitäten optimieren und 
Qualifi kationen bedarfsgerecht ausrichten 

Die Engpässe in natur- und ingenieurwissenschaft-
lichen Bereichen können durch eine verstärkte Durch-
lässigkeit des Bildungssystems abgemildert werden 
(z.B. Hochschulzugang auch ohne Abitur auf Basis von 
Aufnahmetests). Um den Frauenanteil in technikna-
hen Fächern zu erhöhen, sind punktuelle Maßnahmen 
(z.B. „Girls go Informatik“, „Girl‘s Days“) zu ergänzen 
durch eine stärkere Verankerung des Gender-Themas 
in Hochschulen und F&E-Einrichtungen. Zudem soll-
ten weiche Instrumente, die das Image techniknaher 
Berufe unter Jugendlichen verbessern (z.B. Schülerla-
bors, Integration von „Success Stories“ erfolgreicher 
Naturwissenschaftler in den Schulunterricht), ver-
knüpft werden mit direkten Anreizen (z.B. geringere 
Studiengebühren für techniknahe Fächer).

Um die Effi zienz des Bildungssystems zu erhöhen, 
sollten neben externen Leistungsüberprüfungen von 
Schulen zudem Entscheidungskompetenzen (z.B. 
Lehrerrekrutierung) dezentral an die Schulen verlagert 
und die Aufteilung der Schüler auf verschiedene Schul-
formen auf einen späteren Zeitpunkt hinausgeschoben 
werden. Knappe staatliche Finanzierungsmittel sollten 
stärker um private Finanzierungsanteile ergänzt wer-
den (unter anderem Public Private Partnership, Fonds, 
Stiftungen, private Trägerschaften). 

Bildungsinstitutionen und Arbeitgeber(-gruppen) 
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Öffentlichem Dienst 
sollten sich zukünftig in einem auf Langfristigkeit 
ausgerichteten kontinuierlichen Prozess früher und 
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intensiver darüber abstimmen, was die zukünftigen 
Qualifi kationsbedarfe sein könnten. Diese Prozesse 
dürfen nicht nur „industriegetrieben“ sein, sondern 
ein Diskurs aller Beteiligten auf Basis von Prognosen 
zum Qualifi kationsbedarf sowie Soll/Ist-Abweichungs-
analysen zwischen künftigem Bedarf und künftigem 
Angebot sind anzustreben. Derzeitige Erkenntnisse 
deuten darauf hin, dass trotz positiver Entwicklungen 
die Bereiche interdisziplinäre Anforderungen von Zu-
kunftstechnologien (z.B. Bio-, Nano-, IuK- und Pro-
duktionstechnologie), gezielte betriebswirtschaftliche 
Inhalte (z.B. neue Finanzierungs- und Risikomanage-
mentinstrumente, interkulturelles Management), „Soft 
Skills“ (z.B. Teamfähigkeit, Netzwerkmanagement-
Know-how) sowie internationale Bildungsinhalte (unter 
anderem international ausgerichtete Marktforschungs- 
und Technologie-Monitoring-Analysemethoden) noch 
unzureichend berücksichtigt werden.

Neben Lehrinhalten sind auch Strukturen der Aus-
bildungsinstitutionen anzupassen (z.B. Aufbau in-
ternationaler und interdisziplinärer F&E-Netzwerke, 
Förderung des internationalen Studenten- und Lehr-
kräfteaustauschs). Auch sollte z.B. ausländischen 
Studenten früh die Aussicht auf eine dauerhafte Auf-
enthaltsgenehmigung angeboten und unbürokratische 
Verwaltungsprozesse etabliert werden. Diese Kriterien 
gelten auch für die auf Langfristigkeit ausgerichtete 
Gewinnung von hoch qualifi zierten ausländischen Ar-
beitskräften.

Qualifi zierte Arbeitsangebotspotenziale 
besser ausschöpfen

Um die vorhandene „qualifi zierte stille Reserve“ 
im Inland besser auszuschöpfen, sind unter anderem 
Anreizstrukturen zu etablieren, die Weiterbildungs-
aktivitäten auf breiter Front forcieren (z.B. Weiterbil-
dungsgutscheine, spezielle Hochschulkurse für ältere 
Menschen). Anreize zur Frühverrentung sind kontra-
produktiv und stehen dem Prinzip des lebenslangen 
Lernens entgegen. Bei der Weiterbildung hat sich be-
währt, Wissensvermittlung, Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Teilnehmern und Coaching (z.B. bei der Lö-
sung veränderter betrieblicher Aufgaben) unmittelbar 
miteinander zu verbinden.

Zur Reduzierung der Chancenungleichheit sollten 
staatliche Bildungsinvestitionen in den Bereichen Vor-
schule und Grundschule erhöht werden, da hier we-
sentliche Grundlagen für den späteren Erfolg, die Leis-
tungsfähigkeit sowie die Einstellung zu Wissenschaft, 
Technik und Risiko gelegt werden. Bei der Vorschuler-
ziehung und Grundschulbildung ist sehr großer Wert 
auf qualifi ziertes Personal zu legen. Höhere staatliche 

Investitionen in die Weiterbildung von Erziehern und 
(Grundschul-)Lehrern sind ebenso erforderlich wie die 
Anpassung und Aktualisierung von Lehrinhalten. 

Um hoch qualifi zierte Frauen besser in Wirtschaft 
und Wissenschaft zu integrieren, sind solche Instru-
mente noch besser zu verzahnen, die familienfreund-
lichere Strukturen schaffen. Neben einem Rechtsan-
spruch auf Betreuung, einer qualitativ hochwertigen 
Kleingruppen-Kinderbetreuung mit sehr fl exiblen Be-
treuungszeiten (dies impliziert Kindertagesstätten mit 
langen Öffnungszeiten) wirken familienfreundlichere 
Arbeitsformen (z.B. Telearbeit) aber auch die Beseiti-
gung von existierenden Gehaltsdifferenzen unterstüt-
zend. Die Bereitstellung der Infrastruktur scheint hier-
bei wichtiger zu sein als fi nanzielle Förderinstrumente 
(z.B. Elterngeld).

Nachfrage aktivieren und Vorreitermärkte schaffen

Innovationsakteure aus Wirtschaft und Wissen-
schaft sollten aktuelle und potenzielle Nutzer, aber 
auch z.B. Wissenschaftler, Zulieferer und andere Ex-
terne aus verwandten Sektoren und Disziplinen, stär-
ker und früher als bislang aktiv in ihre F&E- bzw. In-
novationsprozesse integrieren. Dadurch erhalten die 
Innovationsakteure frühzeitig Anregungen zu Verbes-
serungs- und Weiterentwicklungspotenzialen sowie 
wichtige Informationen zu aktuellen und zukünftigen 
Markt-, Industrie- und Technologietrends. Dies kann 
eine schnellere und breitere Marktdurchdringung be-
wirken, da z.B. die Passfähigkeit technologischer Lö-
sungen mit den Nutzerbedürfnissen erhöht wird.

Die Marktdurchdringung von Innovationen wird oft-
mals behindert durch Unsicherheiten der Kunden, ein 
mangelndes Bewusstsein für Innovationen und deren 
Funktionalität, hohe Kosten innovativer Produkte und 
Dienstleistungen und mangelnde Fähigkeiten der Kun-
den, die Innovation zu nutzen.

Eine offene und sachbezogene Informations- und 
Aufklärungspolitik seitens der Wirtschaft, der Wissen-
schaft, der Politik und der Medien zu den Chancen und 
Risiken von Innovationen, Konsumentenrechte (z.B. 
Kennzeichnungspfl ichten zur Sicherheit oder Qualität), 
Demonstrations-/Pilotprojekte (z.B. zur technologi-
schen Umsetzbarkeit, Kosten-Nutzen-Effekten) sowie 
Normen und Standards (z.B. zur Gewährleistung der 
Kompatibilität verschiedener Produkte und Anwen-
dungen) können Unsicherheiten sowie Informations- 
und Adaptionskosten reduzieren und dadurch die 
Vertrauensbildung und letztendlich eine schnelle und 
breite Nachfrage nach innovativen Produkten fördern. 
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Nachhaltige Maßnahmen zur Steigerung der Offen-
heit gegenüber Wissenschaft, Technik und Risiko, die 
die Aufnahmebereitschaft und Aufnahmefähigkeit für 
Innovationen begünstigen, sollten bereits früh in den 
Schulen ansetzen. Über die Reform von Lehrplänen 
und die Integration neuer Technikfelder in den Schul-
alltag kann bereits früh eine (durchaus kritische) Offen-
heit erzeugt werden. An Schulen ist jedoch nicht nur 
die Infrastruktur (z.B. PC, Internetanschlüsse, Expe-
rimentiermöglichkeiten) bereitzustellen, sondern vor 
allem müssen die Lehrer als Promotoren interaktiv mit 
einbezogen und entsprechend weitergebildet werden.

Durch Investitionen in Aus- und Weiterbildung kön-
nen Nutzer sowohl auf innovative Prozesse, Produkte 
und Dienstleistungen aufmerksam gemacht als auch 
durch den Aufbau von entsprechenden Kompetenzen 
gleichzeitig in die Lage versetzt werden, diese zu nut-
zen. Partnerschaften zwischen Innovationsakteuren 
aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft sind hier hilf-
reich, um die erforderliche Breitenwirkung zu erzielen. 

Cluster und Netzwerke stärken und 
an Kundenbedarfsstrukturen ausrichten

Die Politik sollte bei der Cluster- und Netzwerkbil-
dung nicht steuernd, sondern nur koordinierend und 
unterstützend einwirken (z.B. durch die Bereitstellung 
von Infrastruktur). Die auf Cluster- und Netzwerkbil-
dung ausgerichteten Förderstrategien sollten vor allem 
an vorhandenen (technologischen) Stärken anknüpfen, 
diese bündeln und weiterentwickeln („Stärkung der 
Stärken“) und kompatibel zu den Innovationsstrategi-
en der Unternehmen sein. In Regionalmarketing-Kon-
zepten sind regionale technologiespezifi sche Kom-
petenzen zu verdeutlichen. Die Regionen sollten sich 
im In- und Ausland als attraktive Standorte darstellen 
(z.B. leistungsfähige F&E-Infrastruktur und attraktive 
Lebensbedingungen).

Vor allem bei reiferen Clustern und Netzwerken ist 
eine stärkere „Öffnung nach außen“ und Internationa-
lisierung anzustreben, um so neue Informationen und 
Impulse zu erhalten und „Lock-in“-Effekte zu vermei-
den. Eine stärkere Ausrichtung an globalen Kunden-
bedarfsstrukturen und die vermehrte Nutzung von 
Foresight-Prozessen, Roadmap-Prozeduren oder 
„Technology Assessments“ können helfen, globale 
Markt-, Industrie- oder Technologietrends frühzeitig zu 
erfassen und Netzwerkstrategien entsprechend anzu-
passen.

Zukünftig ist weniger die Quantität von Clustern 
und Netzwerken als vielmehr die Qualität zu fördern: 
Qualifi zierungsmaßnahmen (z.B. der Aufbau von Netz-

werkmanagement-Kompetenzen), die stärkere Vernet-
zung bestehender Netzwerke und Cluster und konti-
nuierliche Evaluationsprozesse können Lernprozesse 
stimulieren und vermeiden, dass (staatlich geförderte) 
„künstliche Cluster und Netzwerke“ dauerhaft beste-
hen bleiben.

Aufgrund einer oftmals fehlenden Kooperationsbe-
reitschaft und -fähigkeit (z.B. fehlende interdisziplinä-
re Personalstruktur) sind KMU häufi g unzureichend in 
Cluster und Netzwerke eingebunden. Potenziale durch 
F&E-, Produktions- und Vertriebskooperationen blei-
ben ungenutzt (unter anderem zur Risikoreduktion, für 
eine breitere Marktdurchdringung und bessere Kapazi-
tätsauslastung). Eine Unterstützung von KMU bei der 
Einbindung in Netzwerkstrukturen in Kombination mit 
indirekten F&E-Förderinstrumenten ist sinnvoll. Neben 
dem Anstoß zur KMU-Netzwerkbildung ist vor allem 
das Erlernen des Kooperationsmanagements stärker 
in der Netzwerkförderung zu berücksichtigen. 

Chancen einer 
koordinierten Innovationspolitik nutzen

Politikmaßnahmen sollten zukünftig regional, na-
tional, europaweit und global besser aufeinander 
abgestimmt sein. Wenn möglich sollten nationale 
Zielsetzungen aktiv auf internationaler Ebene stärker 
eingebracht werden (z.B. bei Normen und Standards). 
Bereits existierende Abstimmungsprozesse zwischen 
verschiedenen Politikressorts (z.B. Forschungs-/Bil-
dungs- und Wirtschaftsministerium) auf Bundes- und 
Landesebene sollten weiter intensiviert werden.

Politikmaßnahmen sollten entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette ansetzen und mit unbürokrati-
schen und serviceorientierten Verwaltungsprozessen 
veknüpft werden. Sie sollten darauf gerichtet sein, 
bereits existierende Stärken (z.B. F&E-Infrastruktur) 
weiter zu stärken und existierende Schwächen (z.B. 
Chancenungleichheit im Bildungssystem) zu beseiti-
gen. Zudem sollte der Erfolg von Politikmaßnahmen an 
ausgewählten Zielvorgaben gemessen werden. Durch 
Evaluationen, Soll/Ist-Vergleiche und Identifi zierung 
von Good-Practice-Beispielen können Lernprozes-
se zum „Design“ von Politikmaßnahmen angestoßen 
werden. Bei der Festlegung von transparenten und 
langfristig stabilen und verlässlichen Politikzielen, Pri-
oritäten und Strategien ist anzustreben, die relevanten 
Stakeholder aus Wissenschaft und Industrie frühzeitig 
einzubinden, um Gesamt- und Teilstrategien zu entwi-
ckeln, die dauerhaft gemeinsam von allen Innovations-
akteuren getragen werden.


